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#OFFENGEHT

Die Corona-Pandemie bestimmt 
weiterhin das Leben von Men-
schen auf der ganzen Welt. 

Auch in Deutschland sind die Aus-
wirkungen deutlich spürbar. Der Ver-
zicht auf Begegnungen und Nähe ist  
inzwischen zu einer großen Belastung 
ge worden. Nicht wenige fürchten  
um ihre wirtschaftliche Existenz und  
blicken sorgenvoll in die Zukunft. Die-
jenigen, die schon zuvor von Ausgren-
zung und Armut betroffen waren, leiden 
unter der Situation in besonderer Weise. 
Und wie so oft in Krisenzeiten gibt es 
auch heute Strömungen, die Zweifel an 
unserer offenen, demokratischen Ge-
sellschaft säen und menschenfeindliche 
Ressentiments zu wecken versuchen. 
Doch unsere Gesellschaft zeichnet sich 
durch ein hohes Maß an Solidarität und 
Hilfsbereitschaft aus. Das macht uns 
dankbar und zuversichtlich.

Das »Abkommen über die Rechtsstel-
lung der Flüchtlinge« – besser bekannt 
als »Genfer Flüchtlingskonvention« – 
wird dieses Jahr 70 Jahre alt. War sie zu-
nächst darauf ausgerichtet, europäische 
Flüchtlinge nach dem Zweiten Welt-
krieg zu schützen, wurde der Wirkungs-
bereich der Konvention 1967 zeitlich 
und geografisch erweitert. Seitdem gilt: 
Jede Person, die wegen ihrer Herkunft, 
Religion, politischen Überzeugung  
oder Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten sozialen Gruppe verfolgt wird, hat 
Anspruch auf Schutz. Zum Kern des 

Flüchtlingsschutzes gehört das Verbot, 
einen Flüchtling in ein Land zurückzu-
weisen, in dem er Verfolgung fürchten 
muss. Die Konvention bildet das Funda-
ment des internationalen Flüchtlings-
rechts, ergänzt um wichtige Regelungen 
auf nationaler und europäischer Ebene. 
Der Grundsatz, Schutzsuchenden die 
Aufnahme an einem sicheren Ort zu ge-
währen, muss auch heute wirksam um-
gesetzt und angesichts aktueller Heraus-
forderungen weiterentwickelt werden.

Schutzsuchende Menschen trifft die 
Pandemie derzeit mit voller Härte.  
Sichere Zugangswege und andere Mög-
lichkeiten, nach Europa zu gelangen, 
sind stark eingeschränkt – zugleich ist 
die Lage in den Erstaufnahmestaaten  
erheblich schwieriger geworden. Auch 
in Deutschland lebende Geflüchtete  
leiden unter den Auswirkungen der 
Pandemie. In Sammelunterkünften sind 
sie einem erhöhten Infektionsrisiko aus-
gesetzt. Es ist für sie wesentlich schwieri-
ger geworden, Deutsch zu lernen, auf 
dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen und 
gesellschaftliche Teilhabe zu erlangen. 
Die Bildungschancen geflüchteter Kin-
der sind massiv beeinträchtigt. Notwen-
dige Beratungsangebote können nicht  
in gewohnter Weise stattfinden. Die  
Reisebeschränkungen haben zur Folge, 
dass Familienzusammenführungen 
kaum noch durchgeführt werden.

Doch auch jenseits der Pandemie beste-
hen in der Flüchtlingspolitik große Her-
ausforderungen. Die Außengrenzen der 
Europäischen Union sind heute viel-
fach Orte der Verzweiflung und Schutz-
losigkeit. Zwei abgebrannte Lager sind 
zum traurigen Sinnbild für die Krise der  
europäischen Flüchtlingspolitik gewor-
den: Moria auf der griechischen Insel 
Lesbos und Lipa im Nordwesten Bosni-
ens. Auf Lesbos – und auch auf anderen 
ägäischen Inseln – harren nach wie vor 
Tausende von Flüchtlingen unter men-
schenunwürdigen Bedingungen aus. 
Und im bosnisch-kroatischen Grenz-
gebiet kampieren Schutzsuchende in 
Bauruinen oder im Wald. Ebenso bleibt 
auch die Situation im Mittelmeer ein 
ungelöstes Problem. An einer effektiven 
staatlichen Seenotrettung mangelt es; 
gleichzeitig werden die lebensrettenden 
Einsätze ziviler Initiativen behindert. 
Boote mit Schutzsuchenden werden 
durch die Küstenwache von EU-Staaten 
oder auch durch die europäische Grenz-
schutzagentur abgewiesen. Wer aber 
Menschen nach Libyen zurückdrängt, 
liefert sie schwersten Menschenrechts-
verletzungen aus und bricht das Völker-
recht.

Als Christinnen und Christen sind wir 
überzeugt: Alle Menschen sind nach 
dem Ebenbild Gottes geschaffen und 
haben somit eine unauslöschliche Wür-
de. Bei allem Leid, das Menschen ein-
ander antun: Gottes Liebe hat das letzte 
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Wort. Diese christliche Hoffnung drängt 
uns dazu, bereits hier und jetzt den Ent-
rechteten zu ihrem Recht zu verhelfen 
und den Schutzsuchenden Schutz zu  
gewähren. Europa wird getragen durch 
eine breite gesellschaftliche Akzeptanz 
von Menschenwürde, Menschenrechten 
und Rechtsstaatlichkeit. Die Geltung 
dieser Normen zeigt sich gerade im 
Umgang mit Schutzbedürftigen. Es 
kommt darauf an, die Würde und die 
Rechte von Geflüchteten an Europas 
Außengrenzen zu schützen und zu ver-
teidigen.

Die Interkulturelle Woche findet in die-
sem Jahr unter dem Motto #offengeht 
statt. Dabei meint Offenheit nicht Belie-
bigkeit. Vielmehr geht es um ein klares 
Plädoyer für eine offene Gesellschaft,  
in der die universalen Menschenrechte 
geachtet werden. Und es geht um ein 
breites zivilgesellschaftliches Engage-
ment für ein gutes Zusammenleben in 
Vielfalt. #offengeht – das steht auch  
für die Kreativität und Stärke unserer 
von Migration geprägten Gesellschaft. 
Offenheit im Herzen wie im Geist –  
verbunden mit den entsprechenden 
Rahmenbedingungen – hat dazu ge-
führt, dass Deutschland zahlreichen Ein-
gewanderten und ihren Nachkommen 
zur Heimat werden konnte. Sie haben 
Arbeit und Wohnung gefunden, erfolg-
reich Bildungsabschlüsse absolviert und 
gestalten die Gesellschaft ganz selbst-
verständlich mit.

Deutschland ist ein Einwanderungsland. 
Migrantinnen und Migranten haben 
dieses Land mit aufgebaut und geprägt. 
Es ist auch ihrem Beitrag zu verdanken, 
dass wir alle zusammen in einem solida-

rischen, wohlhabenden, weltoffenen 
und ideenreichen Land leben. Unsere 
Gesellschaft wird sich auch in Zukunft 
weiter verändern. Um den Zusammen-
halt in einer vielfältigen Gesellschaft  
zu sichern, braucht es Orte, an denen 
Begegnung stattfindet und Vertrauen 
wachsen kann.

Der Interkulturellen Woche gelingt es 
seit Jahrzehnten, genau solche Orte zu 
schaffen – unter Pandemie-Bedingungen 
auch im virtuellen Raum. Gemeinsam 
mit einer Vielzahl zivilgesellschaftlicher 
Organisationen wirken die Kirchen dar-
an mit, Verständigung zu ermöglichen, 
Vorurteile abzubauen und die offene 
Gesellschaft zu schützen. Gefordert ist 
die grundlegende Bereitschaft, den je-
weils anderen anzuerkennen, auch und 
gerade dann, wenn die Meinungen  
auseinandergehen. Dabei geht es nicht  
darum, Konflikten aus dem Weg zu ge-
hen, sondern sie auf respektvolle Weise 
auszutragen und zu lösen. Konfliktfähig-
keit und Vertrauen gehören zusammen.

Als Christinnen und Christen verschie-
dener Konfessionen bezeugen wir ge-
meinsam: »Gott hat uns nicht einen 
Geist der Verzagtheit gegeben, sondern 
den Geist der Kraft, der Liebe und der 
Besonnenheit.« (2 Timotheus 1,7) Die-
ser biblische Satz ermutigt uns, gesell-
schaftliche Entwicklungen mit einer 
Haltung der Zuversicht und Wertschät-
zung zu gestalten. Nicht an Ausgren-
zung und Abschottung, Abwertung und 
Arroganz soll man uns erkennen. Statt-
dessen sind Christinnen und Christen 
dazu berufen, sich gemeinsam mit vie-
len Menschen guten Willens »auf den 
Weg zu einem immer größeren Wir« zu 

machen. Wer Ressentiments schürt und 
die einen gegen die anderen ausspielt, 
hat die christliche Botschaft nicht ver-
standen. Der Platz von Christinnen und 
Christen ist an der Seite all jener Men-
schen, die Opfer von Hass und Gewalt 
werden. Die Kirchen in Deutschland 
treten deshalb jeder Form der gruppen-
bezogenen Menschenfeindlichkeit mit 
Entschiedenheit entgegen. Wir setzen 
auf Solidarität und Nächstenliebe!

Gerade im Jahr der Bundestagswahl  
rufen wir alle Menschen in unserem 
Land dazu auf, sich aktiv für ein fried-
liches und vielfältiges Miteinander zu 
engagieren. Dabei kann und darf es 
auch zwischen Christinnen und Chris-
ten politischen Streit geben. Nicht ver-
handelbar sind jedoch die grundlegen-
den Werte unseres Grundgesetzes: die 
Wahrung der Würde eines jeden Men-
schen, das Recht auf freie Entfaltung  
der Persönlichkeit, auf körperliche  
Unversehrtheit und auf soziale Teilhabe, 
die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau, die Glaubens- und Gewissens-
freiheit, die Meinungsfreiheit, das Recht 
auf Asyl und der Schutz von Familien – 
auch von Flüchtlingsfamilien.

#offengeht: Die Interkulturelle Woche 
mit ihren zahlreichen Veranstaltungen 
in über 500 Städten und Gemeinden  
ist ein lebendiges Zeichen dafür, dass 
wir auf einem guten Weg zu einer Ge-
sellschaft des stärkeren Miteinanders 
sind. Wir danken allen, die sich vor Ort 
für die Anliegen der Interkulturellen 
Woche einsetzen und wünschen ihnen 
gute Erfahrungen und Gottes reichen 
Segen.


